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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Industrie, Handel und Unternehmer

Wie der «Blick» berichtete, seien im Oktober 2019 die Räumlichkeiten von
Economiesuisse von «Autonomen gestürmt» worden. Die Aktivisten hätten sich Zutritt
zum Büro des Wirtschaftsverbandes verschafft und Masken des türkischen Präsidenten
Recep Tayyip Erdogan getragen. Hinter der Aktion steckte die linksautonome
Gruppierung «Revolutionäre Jugend Bern», die ein Video von der Aktion
veröffentlichte. Sie warf Economiesuisse vor, mit «Diktaturen und Terrorregimen» wie
der Türkei zusammenzuarbeiten, da sich der Verband für ein Freihandelsabkommen mit
dem Land eingesetzt hatte. Der Wirtschaftsverband erstattete aufgrund des Vorfalls
Anzeige wegen Hausfriedensbruch und Drohung. 1

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 23.10.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Nachdem 2015 ein Dutzend Personen das Schweizer Pendant zur deutschen Bewegung
Pegida gegründet und die Städte Basel und Frauenfeld erfolglos um
Demonstrationsbewilligungen ersucht hatte, blieben auch 2016 sämtliche
Kundgebungsversuche von Pegida Schweiz ohne Erfolg. Zwar erteilten die Stadtbasler
Behörden dem Verein im Januar eine Bewilligung für eine Demonstration, nachdem
jedoch gewaltbereite Gruppierungen aus rechts- und linksextremen Kreisen ihre
Teilnahme an jener Kundgebung respektive an einer Gegenkundgebung angekündigt
hatten, wurde die Bewilligung aus Sicherheitsgründen wieder entzogen. Alle weiteren
Gesuche für Demonstrationen in den Städten Aarau, Frauenfeld und Luzern wurden von
den jeweiligen Behörden ebenfalls nicht bewilligt. Auch wenn Pegida Schweiz-Präsident
Mike Spielmann, Mitglied der rechten Kleinstpartei Direktdemokratische Partei, in der
Folge unbewilligte Demonstrationen angekündigt hatte, kam es nie zu einer solchen.
Gegenüber der NZZ sagte ein Beobachter der rechtsextremen Szene, Pegida Schweiz
verfüge über eine geringe Mobilisierungsfähigkeit und sei in erster Linie ein
„aufgeblasenes Medienprodukt“. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.01.2016
SAMUEL BERNET

Landwirtschaft

Die sich weiter verschlechternde wirtschaftliche Lage der Bauern und namentlich die
im Rahmen der Umstrukturierung der Milchverarbeitungsindustrie angekündigten
neuen Milchpreissenkungen verstärkten die Unrast unter den Bauern. Nicht zuletzt, um
den auf Blockaden und andere Kampfformen setzenden oppositionellen
Bauernorganisationen (Uniterre in der Romandie und Bäuerliches Zentrum Schweiz in
der Deutschschweiz) den Wind aus den Segeln zu nehmen, führte der SBV im
Spätsommer an fünf Orten (Morges/VD, Beromünster/LU, Sissach/BL, Fehraltorf/ZH
und Grauholz/BE) dezentrale Kundgebungen durch. Auf eine zentrale Manifestation
wurde bewusst verzichtet, weil man eine Wiederholung der Ausschreitungen und
Auseinandersetzungen mit der Polizei, wie sie sich 1996 bei der letzten
Grosskundgebung des SBV in Bern abgespielt hatten, vermeiden wollte. Die
Demonstrationen standen unter dem Motto „Bauernfamilien wegliberalisieren? – Nein!“
und wiesen zwischen 500 (Sissach) und 5000 (Grauholz) Teilnehmer auf; zu
Ausschreitungen kam es nicht. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.08.2002
HANS HIRTER

Mit der vollständigen Abschaffung der Milchkontingentierung auf den 1. Mai und dem
daraus resultierenden Produktionszuwachs geriet der Milchpreis unter starken Druck.
Die Unzufriedenheit der Milchproduzenten manifestierte sich unter anderem in einem
Aufruf zu einer Protestdemonstration Ende August in Sempach (LU) bei der
Schlachtkapelle. Brisant war dieser von den Initianten als „Bauernaufstand“ bezeichnete
Anlass, weil er nicht nur von einer unter dem Namen „Big_M“ auftretenden Gruppe von
Milchbauern und dem von SVP-Nationalrat Kunz (LU) präsidierten „Bäuerlichen Komitee
Schweiz“ organisiert wurde, sondern auch von der nationalen SVP. Letztere warb mit
ihrem Präsidenten Toni Brunner (SG) heftig für den Anlass. Vertreter der ebenfalls
landwirtschaftsnahen CVP waren im Organisationskomitee nicht vertreten und
protestierten gegen eine Instrumentalisierung der Unzufriedenheit der Bauern durch
die SVP. Aber auch der Schweizerische Bauernverband war an der Organisation nicht

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.08.2009
HANS HIRTER

01.01.90 - 01.01.20 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



beteiligt. Dies wirkte sich negativ auf die Teilnehmerzahl aus. Die Presse übernahm zwar
die vom SVP-Pressedienst deklarierte Zahl von 10 000 Manifestanten, auf den im
Internet publizierten Fotos waren aber nur etwa 2000 Personen auszumachen. 4

Im Herbst 2015 legte der Bundesrat Sparmassnahmen für die Legislaturperiode 2018 bis
2021 vor. Auch die Bauern sollen davon betroffen sein, denn die Regierung will die
Gesamtausgaben für die Landwirtschaft über die vier Jahre um rund 800 Millionen
Franken reduzieren. Der SBV zeigte sich empört und rief zu einer Grosskundgebung in
Bern auf. Rund 10’000 Bauern folgten Ende November dem Ruf des Dachverbands und
zogen unter massivem Glockengeläut vom Bärengraben zum Bundesplatz. Dort warf
SBV-Präsident Markus Ritter (cvp, SG) dem Bundesrat vor versammelter Menge Verrat
vor. Die Agrarreform 2014 bis 2017, die von den Bauern mehr Leistung verlangt, sei vom
Bauernverband nur im Vertrauen darauf unterstützt worden, dass der Zahlungsrahmen
für die Landwirtschaft beibehalten werde. Mit den angekündigten Sparmassnahmen
breche der Bundesrat sein Wort, so Ritter. Es war die erste Grosskundgebung des SBV
seit dem Protest der Bauern gegen die WTO im Jahr 2005. 5

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 27.11.2015
SAMUEL BERNET

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) verlangte erfolglos während des ganzen
Jahres einen stärkeren Einsatz des Staates zur Überwindung der Wirtschaftskrise. Im
September unterstrich er seine Forderungen mit der Durchführung einer grossen
Protestkundgebung in Bern, für welche er rund 25 000 Personen mobilisieren konnte. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.09.2009
HANS HIRTER

Mitte 2015 entbrannte ein Streit zwischen den Gewerkschaften Unia und Syna
einerseits und dem Schweizerischen Baumeisterverband (SBV) andererseits.
Streitpunkt war die Verlängerung des Landesmantelvertrags (LMV), wie der
Gesamtarbeitsvertrag (GAV) im Bauhauptgewerbe genannt wird, welcher Ende Jahr
auslief. Das Phänomen ist nicht neu; schon in vergangenen Jahren gerieten sich die
Sozialpartner in der Baubranche zum Zeitpunkt der Erneuerung des LMV jeweils heftig
in die Haare (etwa 2011 und 2007). Die Gewerkschaften forderten eine Neuverhandlung
des bestehenden Vertrags, während der Baumeisterverband auf einer unveränderten
Weiterführung des Vertrags bestand. Letzteres war den Gewerkschaften nicht genug,
weil sie sich insbesondere um die Sicherung der Frührente ab 60 – dem üblichen
Pensionsalter für Arbeitnehmer auf dem Bau – Sorgen machten. Mit dem bestehenden
Vertrag drohten demnächst Rentenkürzungen, wenn die geburtenstarke Babyboomer-
Generation das Pensionsalter erreiche, weshalb die Gewerkschaften höhere
Rentenbeiträge, insbesondere von Seiten der Arbeitgeber, forderten. Weitere
Forderungen waren verbesserte Kontrollen gegen Lohndumping und eine neue
Regelung für Schlechtwettertage, an denen die meisten Bauunfälle passieren. 
Der Baumeisterverband weigerte sich jedoch, mit den Gewerkschaften zu verhandeln,
solange die Unia ihre Fachstelle Risikoanalyse betreibt. Im Auftrag von Baufirmen prüft
diese Fachstelle Subunternehmen auf deren Risiko, Lohndumping zu betreiben. Aus
Sicht des Baumeisterverbands verstösst die Unia damit gegen die Sozialpartnerschaft,
da solche Überprüfungen nicht nur vonseiten der Arbeitnehmervertretung, sondern
gemeinsam mit Vertretern der Arbeitgeber durchgeführt werden müssten. Eine
Schliessung dieser Fachstelle stand für die Unia wiederum nicht zur Diskussion. In der
Zwischenzeit griff der Baumeisterverband zu einem ungewöhnlichen Mittel, um die
Gewerkschaften zu einer Einigung zu bewegen: 26'000 Bauarbeiter – gemäss
Verbandspräsident 40 Prozent der Betroffenen – bezeugten mit ihrer Unterschrift, dass
sie sich eine unveränderte Weiterführung des bestehenden LMV wünschen. Die Unia
ihrerseits zeigte sich von diesem – aus rechtlicher Sicht belanglosen – Verhalten
unbeeindruckt und organisierte Mitte November landesweit Streiks, die jeweils einen
Tag dauerten und an denen sich einige tausend Bauarbeiter beteiligten. In Zürich,
Bellinzona, Genf, Neuenburg und Delsberg kam es auch zu Demonstrationen. 
Auch wenn sich der Baumeisterverband in der Folge darüber beklagte, die
Gewerkschaften hätten die vertragliche Friedenspflicht verletzt, gewannen die
Gewerkschaften mit den Streiks das Kräftemessen der Sozialpartner. Denn einen Monat
später, kurz vor Ablauf des bestehenden Vertrags, einigte man sich auf einen neuen
LMV für die nächsten drei Jahre, der das Kernanliegen der Gewerkschaften enthielt: Die
Rentenbeiträge wurden um zwei Prozentpunkte erhöht, wovon drei Viertel die
Arbeitgeber übernahmen. Damit sollte das bisherige Rentenniveau der
Frühpensionierten gesichert sein. Auch wurde das Ausbezahlen von Löhnen in bar

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.06.2015
SAMUEL BERNET
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verboten, eine Massnahme, die die Kontrolle von Lohndumping etwas vereinfachen
sollte. Der Baumeisterverband hingegen konnte sein Anliegen – die Schliessung der
Fachstelle Risikoanalyse der Unia – nicht durchsetzen. 7

Die Unia hatte in der ersten Jahreshälfte 2019 mit Intrigen und Mobbingvorwürfen zu
kämpfen, wie die Presse berichtete. Insbesondere die Regionalstelle Berner Oberland
geriet in den Konflikt mit der Zentrale in Bern. Auch an der Unia-Präsidentin Vania
Alleva wurde Kritik laut.

Erst hatte ein Gewerkschafter 2018 im Berner Oberland einem Mitglied ungefragt
Nacktbilder zugeschickt, worauf die Belästigte die Gewerkschaft damit konfrontierte.
Eine interne Untersuchung wurde 2019 abgeschlossen und ergab, dass ein solches
Fehlverhalten theoretisch die Auflösung des Arbeitsverhältnisses zur Folge hätte, die
Anschuldigungen aber auch unbegründet oder inszeniert sein könnten. Alleva hatte das
Gefühl, dass an der Sache etwas «lusch» sei, weshalb man auf eine Kündigung
verzichtete, so die Aargauer Zeitung Anfang April. Der Fall wäre eigentlich ein Fall für
eine Gewerkschaft, konstatierte die Zeitung weiter, hätte er sich nicht innerhalb einer
solchen abgespielt. Der beschuldigte Mitarbeiter kündigte letztlich freiwillig.
Doch das Berner Oberland kam damit nicht zur Ruhe: Dort suchten Alleva zusammen
mit Regionalpräsident Hans Ulrich Balmer  seit 2018 vergeblich die Nachfolge eines
zurückgetretenen Regionalleiters. Im April 2018 liess Balmer schliesslich Wahlen
durchführen, obwohl im Vorfeld keine Kandidaten und Kandidatinnen von der
zuständigen Kommission vorgeschlagen worden waren. Die Delegierten der Unia und
die nationale Geschäftsleitung distanzierten sich daraufhin von der Wahl und
akzeptierten diese nicht: Die beiden ungültig gewählten Funktionäre wurden ihres
Amtes wieder enthoben, die nationale Geschäftsstelle ernannte Giuseppe Reo als
Übergangsleiter im Oberland. Dieser Disput vertiefte die Gräben zwischen Bern und
Thun: «Wer ihnen nicht passt, wird eliminiert», kritisierte Balmer in der Berner Zeitung
die Unia-Führung. Nach über zehn Jahren im Amt wurde Balmer an der
Delegiertenversammlung im April 2019 in Thun schliesslich abgewählt; dieser sprach
darauf von einem «Putsch gegen die Demokratie» und meinte, die Delegierten seien im
Vorfeld «gezielt ausgewechselt» worden.
Nach der Abwahl Balmers war in der Gewerkschaft die Rede von Mobbing, doch als
Alleva in einem Interview im April mit dem Vorwurf konfrontiert wurde, stellte sie klar,
eine externe Kommission habe den Fall untersucht und befunden, «dass kein Mobbing
vorlag». Für Balmer war dies typisch: Untersuchungen «gehen fast immer zugunsten der
nationalen Führung um Vania Alleva aus», selten zugunsten der Mitarbeiter. Balmer,
aber auch andere Mitarbeitende, warfen den «Gewerkschaftsbossen» in Bern
wiederholt vor, die Unia in eine «straff geführte Organisation» umbauen zu wollen.
Der Unmut über die kritisierten Zustände bei der Unia fand am 1.-Mai-Umzug seinen
Höhepunkt: Einige «Unia-Separatisten» marschierten in Basel getrennt vom offiziellen
Umzug, darunter auch Balmer, um gegen die Führung um Alleva zu demonstrieren: Man
attestierte ihr Macht- und Geldgier, einen «nordkoreanische[n] Führungsstil» und zog
Parallelen zu Sekten wie Scientology. Irgendwann sei dann der Protest aber von den
lauten Gewerkschafterinnen übertönt worden, welche auf den Frauenstreiktag im Juni
aufmerksam machten und, wie sie sagten, «dieser Machoszene» keinen Raum geben
wollten. Die Unia, so resümierte die Presse, sei am für sie wichtigsten Datum im Jahr,
dem Tag der Arbeit, mit sich selbst beschäftigt gewesen. 
Alex Zeller, Mitglied des Zentralvorstands, teilte indes das Unbehagen der
Demonstrierenden und forderte an der Vorstandssitzung Ende Mai schliesslich den
Rücktritt Allevas: Es brenne bei der Unia, die Arbeitsbedingungen seien schlecht,
Sozialleistungen gekürzt und der Kündigungsschutz aufgeweicht worden. Der Fisch
stinke vom Kopf, weshalb Alleva gehen müsse. Soweit kam es aber nicht, denn diese
genoss nach wie vor Rückhalt in der Gewerkschaft. Alleva verwies zudem darauf, dass
sich die Führung stets korrekt gemäss den Statuten verhalten habe.

Dass aber Unstimmigkeiten zwischen der Gewerkschaftsbasis und der Führung
vorhanden seien, zeigten nicht zuletzt die sinkenden Mitgliedszahlen, wie die Medien
analysierten: Von einst über 200'000 Mitgliedern im Jahr 2005 waren es noch 193'000
im Jahr 2019. 8

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 17.05.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Sozialwesen, Soziale Gruppen

Für einigen Wirbel sorgte die vom ehemaligen Luzerner SVP-Präsidenten René Kuhn im
April gegründete Interessengemeinschaft Antifeminismus, die gegen die
Diskriminierung von Männern eintreten will. Gegen ein geplantes Treffen im Oktober
2010 protestierte ein „Bündnis gegen das Antifeminismus-Treffen“, das der IG Gewalt
androhte, worauf die Zusammenkunft an einen geheimen Ort verlegt wurde. 9

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 27.10.2010
MARC BÜHLMANN

1) Blick, 25.10.19
2) SGT, 17.1.15; TZ, 19.1.15; BaZ, 6.2.15; NZZ, 20.1.16; LZ, 1.2.16; BLZ, BaZ, TA, 2.2.16; BaZ, 3.2.16; BLZ, BaZ, 4.2.16; SGT, 6.2.,
26.2.16
3) NZZ, 10.8.02; LT und TA, 23.8.02; TG, 24.8.02 (Morges); NLZ, 26.8.02 (Beromünster); BaZ, 31.8.02 (Sissach); SGT, 2.9.02
(Fehraltorf); Bund, 2.9.02 (Grauholz). Zu den Ausschreitungen von 1996 in Bern siehe SPJ 1996, S. 25.
4) Lib., 26.8.09; TA, 27.8.09; SGT, 31.8.09.
5) Blick, LZ, SGT, TG, 28.11.15
6) Bund, 18.9. und 21.9.09.
7) BaZ, 24.6.15; TA, 29.9.15; SoZ, 1.11.15; TA, 10.11.15; NZZ, 11.11.15; Exp, 12.11.15; NZZ, 17.11.15; Blick, NZZ, 10.12.15
8) AZ, 6.4.19; BZ, 8.4.19; BZ, BaZ, TA, 9.4.19; SGT, 13.4.19; AZ, 14.4.19; SGT, 1.5.19; AZ, SGT, 2.5.19; AZ, SGT, 18.5.19
9) TA, 25.10 bis 27.10.10.
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